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A n t r a g  N r . :  0 0 1 5 / 2 0 2 3 / A N   

B ri efk opf des A ntragste lle rs: 

 

Heidelberg, 23.01.2023 

Sehr geehrter Herr Oberbürgermeister, 

für die nächste Sitzung des Gemeinderates stellen die Unterzeichner gemäß § 18 Absatz 3 der 
Geschäftsordnung des Gemeinderates der Stadt Heidelberg den Antrag, folgenden 
Tagesordnungspunkt aufzunehmen:  

Information, wie gut die Stadt Heidelberg gegen Cyber-Attacken geschützt ist und welche weiteren 
Pläne zum besseren Schutz verfolgt werden 

1. Diskussion und Aussprache 
2. Anträge 

Wir bitten die Stadtverwaltung um Information, wie gut die Stadt Heidelberg gegen Cyber-Attacken 
geschützt ist. Ferner bitten wir um Beantwortung folgender Fragen: 

1. Welche Maßnahmen wurden konkret bereits getroffen und welche genau sind noch beabsichtigt? 
2. Wurden schon entsprechende Warnmaßnahmen oder Schulungen durchgeführt 
beziehungsweise sind welche vorgesehen? 

Begründung: 

Die Stadt Potsdam ist das jüngste Beispiel einer Reihe an Cyberattacken auf Gemeinden, Städte, 
Landkreise und kommunale Unternehmen. Eine fatale Entwicklung: Die Kommunen fungieren als 
Stabilitätsanker für die Menschen vor Ort. Mehr denn je verstehen die Bürgerinnen und Bürger, 
dass es in diesen Zeiten auf eine funktionierende Daseinsvorsorge ankommt.  
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Können Reisepässe nicht kurzfristig ausgestellt werden, wie jetzt in Potsdam, oder Sozialhilfe 
nicht ausgezahlt werden, beschädigt das das Vertrauen in die Demokratie und seine Institutionen. 

Die Bundesrepublik Deutschland bietet hier ihr aktive Mithilfe in Form einer Plattform an und wir 
bitten um Mitteilung, ob diese bereits genutzt wird oder was dem entgegensteht. 

g e z e i c h n e t  C D U - F r a k t i o n  
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